
Wir werden sooft und solange Sprengstoffanschläge gegen Rich­
ter und Staatsanwälte durchführen, bis sie aufgehört haben, gegen
die politischen Gefangenen Rechtsbrüche zu begehen. Wir ver­
langen damit nichts, was für diese Justiz unmöglich wäre. Andere
Mittel, um sie dazu zu zwingen, haben wir nicht.

Freiheit für die politischen Gefang-
enen!

Kampf der Klassenjustiz!
Kampf dem Faschismus!

ROTE ARMEE FRAKTION
20. Mai 1972.'

Springer:

•Gestern, am Freitag den 19. Mai um 15 Uhr 55 sind zwei Bomben
im Springerhochhaus in Hamburg explodiert. Weil trotz recht­
zeitiger und eindringlicher Warnungen das Haus nicht geräumt
worden ist, sind dabei 17 Menschen verletzt worden. Um 15 Uhr
29 ist unter der Nummer 3471 die erste Warnung durchgegeben
worden mit der Aufforderung, das Haus wegen Bombenalarm bin­
nen 15 Minuten zu räumen. Die Antwort war: Hören Sie auf mit
dem Blödsinn. Es wurde aufgelegt. Zweiter Anruf um 15 Uhr 31:
Wenn Sie nicht sofort räumen, passiert etwas Fürchterliches. Aber
die Telefonistinnen hatten offenbar Anweisung, solche Anrufe
nicht zu beachten. Der dritte Anruf um 15 Uhr 36 ging an die

Bullen: Sorgen Sie, verdammt nochmal, dafür, daß endlich ge­
räumt wird. Weil der Springerkonzern die Tatsache, daß er ge­
warnt worden ist, nicht unterschlagen kann, verdreht er die Nach­
richt: Es sei nur ein Anruf gewesen und der sei zu spät gekommen.
Zwei Telefonistinnen und die Bullen können bestätigen, daß die

Springerpresse einmal mehr lügt.

[Springer ging lieber das Risiko ein, daß seine Arbeiter und An­

gestellten durch Bomben verletzt werden als das Risiko, ein paar
Stunden Arbeitszeit, also Profit durch Fehlalarm zu verlieren. Für
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die Kapitalisten ist der Profit alles, sind die Menschen, die ihn
schaffen, ein Dreck. - Wir bedauern, daß Arbeiter und Angestell­
te verletzt worden sind.

Wir fordern von Springer: daß seine Zeitungen die antikommu­
nistische Hetze gegen die Neue Linke, gegen solidarische Aktio­
nen der Arbeiterklasse wie Streiks, gegen die kommunistischen
Parteien hier und in anderen Ländern einstellen;

daß der Springerkonzern die Hetze gegen die Befreiungsbewe­
gungen in der Dritten Welt einstellt, besonders gegen die arabi­
schen Völker, die für die Befreiung Palästinas kämpfen; daß er
seine propagandistische und materielle Unterstützung für den Zio­
nismus - die imperialistische Politik der herrschenden Klasse Is­
raels - einstellt;

daß die Springerpresse aufhört, über die ausländischen Arbeiter
hier rassistische Lügenberichte zu verbreiten.

Wir verlangen, daß die Springerpresse diese Erklärung abdruckt.
- Wir verlangen nichts Unmögliches. Wir werden unsere Aktio­
nen gegen die Feinde des Volkes erst einstellen, wenn unsere
Forderungen erfüllt sind.

Enteignet Springer!
Enteignet die Feinde des Volkes!
Kommando 2. Juni'

kommunique des kommandos ulrike meinhof zur
hinrichtung bubacks

Für 'Akteure des Systems selbst' wie Buback findet die Ge­
schichte immer einen Weg.

Am 7.4.77 hat das Kommando Ulrike Meinhof Generalbundes­

anwalt Siegfried Buback hingerichtet.
Buback war direkt verantwortlich für die Ermordung von Holger

Meins, Siegfried Hausner und Ulrike Meinhof. Er hat in seiner
Funktion als Generalbundesanwalt - als zentrale Schalt- und
Koordinationsstelle zwischen Justiz und den Westdeutschen

Nachrichtendiensten in enger Kooperation mit der CIA und dem
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NA TO-Security-Committee - ihre Ermordung inszeniert und ge­
leitet.

Unter Bubacks Regie wurde Holger am 9.11.74 durch systemati-
sche Unterernährung und bewußte Manipulation des Transport­

zeitpunkts von Wittlich nach Stammheim gezielt ermordet. Das
Kalkül der Bundesanwaltschaft war, durch die Exekution eines
Kaders den kollektiven Hungerstreik der Gefangenen gegen die
Vernichtungshaft zu brechen, nachdem der Versuch, Andreas
durch Einstellung der Zwangsernährung umzubringen, durch die
Mobilisierung der Öffentlichkeit gescheitert war.

Unter Bubacks Regie wurde Siegfried, der das Kommando Hol­

ger Meins geleitet hat und der die Sprengung der deutschen Bot­
schaft in Stockholm durch westdeutsche MEK-Einheiten (Mobile
Einsatzkommandos) hätte nachweisen können, am 4.5.75 ermor­
det. Während er unter der ausschließlichen Verfügungsgewalt der
Bundesanwaltschaft und des BKA (Bundeskriminalamt) stand,
wurde seine Auslieferung in die BRD und der lebensgefahrliehe

Transport in das Gefangnis von Stuttgart-Stammheim durchge­
führt, was seinen sicheren Tod bedeutete.

Unter Bubacks Regie wurde Ulrike am 9.5.76 in einer Aktion
des Staatsschutzes exekutiert. Ihr Tod wurde als Selbstmord in­
szeniert, um die Politik, für die Ulrike gekämpft hat, als sinnlos
darzustellen.

Der Mord war die Eskalation nach dem Versuch der Bundes-
anwaltschaft, Ulrike durch einen neurochirurgischen Zwangs­
eingriff zu kretinisieren, um sie - zerstört - im Stammheimer
Prozeß vorführen und bewaffneten Widerstand als Krankheit de­
nunzieren zu können. Dieses Projekt wurde durch internationalen
Protest verhindert. Der Zeitpunkt ihrer Ermordung war präzise
kalkuliert:

Vor der entscheidenden Initiative im Prozeß, den Anträgen der

Verteidigung, die an den Angriffen der RAF (Rote Armee Frak­
tion) gegen die US-Headquarters Frankfurt und Heidelberg 1972
die Beteiligung der BRD an der völkerrechtswidrigen Aggression
der USA in Vietnam interpretieren sollten:

Vor Ulrikes Zeugenvernehmung im Prozeß in Düsseldorf gegen
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das Kommando Holger Meins, wo sie authentisch über die äußer­
ste Form der Folter, die an ihr in 8 Monaten Toten Trakts voll­
streckt worden war, hätte aussagen können:

Vor ihrer Verurteilung - da die kritische internationale Öffent­
lichkeit, die sich an dem Schauprozeß in Stammheim und seiner
zynischen Darstellung imperialistischer Gewalt entwickelt hat,
von der Bundesregierung und ihren Exekutivorganen begriffen
worden war, weil sie dabei war, ihnen auf die Füße zu fallen.

Ulrikes Geschichte ist deutlicher als die vieler Kämpfer die
Geschichte der Kontinuität von Widerstand - sie verkörpert für
die revolutionäre Bewegung eine ideologische Avantgardefunk­
tion, auf die Bubacks Konstruktion des fingierten Selbstmords
zielte: Ihr Tod - von der Bundesanwaltschaft als 'Einsicht in das

Scheitern' bewaffneter Politik propagandistisch verwertet - sollte
die Gruppe, ihren Kampf und ihre Spur moralisch vernichten. Die
Konzeption der Bundesanwaltschaft, die seit 71 Fahndung und
Verfahren gegen die RAF an sich gezogen hat, läuft nach der Linie
der im Security Committee der NATO konzipierten Antisubver­
sionsstrategie: Kriminalisierung revolutionären Widerstands - de­
ren taktische Schritte Infiltration, Entsolidarisierung und Iso­
lierung der Guerrilla und Eliminierung ihrer Leader sind.

Im Rahmen der Counterstrategie der imperialistischen BRD ge­
gen die Guerilla ist die Justiz kriegsführendes Instrument - in der
Verfolgung der aus der Illegalität operierenden Guerilla und in der
Vollstreckung der Vernichtung der Kriegsgefangenen. Buback ­
wie Schmidt sagt 'ein tatkräftiger Kämpfer' für diesen Staat - hat
die Auseinandersetzung mit uns als Krieg begriffen und geführt:
'Ich habe den Krieg überstanden. Dies ist ein Krieg mit anderen
Mitteln. '

Wir werden verhindern, daß unsere Fighter in westdeutschen
Gefangnissen ermordet werden, weil die Bundesanwaltschaft das
Problem, daß die Gefangenen nicht aufhören zu kämpfen, nicht
anders als durch ihre Liquidierung lösen kann.

Wir werden verhindern, daß Bundesanwaltschaft und Staats­

schutzorgane sich an den gefangenen Fightern rächen für die Ak­
tionen der Guerilla draußen.
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Wir werden verhindern, daß die Bundesanwaltschaft den vierten
kollektiven Hungerstreik der Gefangenen um die minimalen
Menschenrechte benutzt, um Andreas, Gudrun (Ensslin) und Jan

(Raspe) zu ermorden, wie es die psychologische Kriegsführung seit
Ulrikes Tod offen propagiert.

Kommando Ulrike Meinhof - Rote Armee Fraktion.
Den bewaffneten Widerstand und die antiimperialistische Front

in West-Europa organisieren.
Den Krieg in den Metropolen im Rahmen des internationalen

Befreiungskampfes führen.
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XXXI

Antrag zur Ladung von Schmidt
und Brandt

das ding hat die form eines antrages, weil es sonst nicht möglich
gewesen wäre, im prozess auch nur einen satz noch zu sagen.
stammheim, 29.3.1977
An das

Oberlandesgericht
7000 Stuttgart
Aktenzeichen: 2 StE (OLG Stgt) 1/74
Wir beantragen - übrigens zum ersten Mal - Brandt und Schmidt
als Regierungschefs der Regierungen Brandt/Scheel und
Schmidt/ Genscher zu laden zum Beweis, dass

1. die RAF seit 1972 nach einer verfassungswidrigen und verfas­
sungsfeindlichen Konzeption der antisubversiven Kriegsführung
verfolgt wird, die technisch, methodisch und organisatorisch dem
internationalen Standard der amerikanischen Counterinsurgency
entspricht und die

a. die repressive und manipulative 'Immunisierung' (Brandt) der
Gesellschaft gegen antikapitalistische Fundamentalopposition be­
zweckt
und die

b. durch eine komplexe Strategie politischer, wirtschaftlicher,
militärpolitischer und juristischer Initiativen auf die Integration der
Apparate der 'inneren und äusseren Sicherheit' und der staatlichen
Datenverarbeitungssysteme der Nato zielt, um die permanente
Einmischung der amerikanischen Aussenpolitik in die inneren An­
gelegenheiten der westeuropäischen Länder zu institutionalisieren,
die

c. unmittelbar den Zweck hat, die kommunistischen und radikal­
demokratischen Widerstandsgruppen zu neutralisieren und zu ver-
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